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Objet: Projet de loi 8768 instituant un régime d'aides en faveur de la transition vers une économie à zéro émission
nette

Monsieur le Ministre,

Notre organisation salue la volonté de l'Etat luxembourgeois à investir dans la transition énergétique des industries et
à la réduction de leur empreinte carbone par le biais du projet de loi 8768. Nous sommes convaincus que de telles
aides étatiques sont un vecteur essentiel pour maintenir un pôle économique attractif et tourné vers l'avenir, tout en
réduisant les émissions de gaz à effet de serre du secteur industriel.

Il nous est cependant incompréhensible pourquoi votre ministère prévoit dans le présent projet de loi que des
technologies nucléaires puissent également être éligibles à ces aides. Les technologies nucléaires sont plus coûteuses
et présentent de nombreux risques par rapport aux énergies renouvelables. Le consensus scientifique voit les énergies
solaires et éoliennes, en combinaison avec la production d'hydrogène vert comme levier le plus efficace, pour
décarboner l'économie, renforcer la souveraineté et agir dans le sens des objectifs climatiques. Investir dans de
l'énergie nucléaire au Luxembourg serait à nos yeux en contradiction avec la position traditionnelle de notre pays de
renoncer à cette source d'énergie et constituerait un gaspillage de deniers publics, alors qu'une utilisation rigoureuse
des fonds publics s'avère de plus en plus importante. Du point de vue environnemental, il faut exclusivement investir
des ressources publiques dans des technologies réellement renouvelables.

Notre organisation se permet à vous transmettre en annexe un avis relatif au projet de loi 8768 et vous adresse sa
demande d'exclure les technologies nucléaires du périmètre des technologies éligibles.

Veuillez agréer, Monsieur le ministre de l'Economie, l'expressio notre très haute considération.

Marc Krier
Coordinateur de projet
Climat et énergie

Copie à Monsieur le ministre de ('Environnement, du Climat et de la Biodiversité Serge Wilmes

Mouvement Ecologique asbl, 6, rue Vauban, L-2663 Luxembourg, tél: 439030-1, meco@oeko.lu, meco.lu



Stellungnahme des Mouvement Ecologique zum Gesetzesentwurf 8768 zum „Clean
Industrial Deal“

Nein zur Forderung der Nukleartechnologie in Luxemburg im Rahmen der
Wirtschaftsfôrderung!

Der vor Kurzem vorgelegte Gesetzesentwurf 8768 zur Umsetzung des „Clean Industrial
Deals" in der Luxemburger Gesetzgebung schafft den nôtigen Rahmen für staatliche
Investitionen und Fôrderungen zur Umsetzung der Energiewende im industriellen
Bereich und dementsprechend dem Pfad zu „Netto-Null-Emissionen“. Derzeit wird
dieser Entwurf in der zustândigen Kommission der Abgeordnetenkammer diskutiert.

Der Mouvement Ecologique begrüBt grundsâtzlich, dass Luxemburg die europâischen
Môglichkeiten nutzen will, um Investitionen in Produktionskapazitâten für erneuerbare
Energien und Technologien zur Dekarbonisierung - wie Batterien, Photovoltaik,
Windkraft, Wârmepumpen usw. - finanziell zu unterstützen. Ein solcher
industriepolitischer Rahmen ist ein wichtiger Baustein, um die heimische
Wertschôpfung in der Energiewende zu stârken und die Abhângigkeit von fossilen
Importen zu reduzieren.

Der Mouvement Ecologique sieht jedoch mit groBer Sorge, dass die neue Fassung von
«Annexe 2“ des diesbezüglichen Gesetzesprojektes - welche die fôrderfâhigen
Produkte, Komponenten und kritischen Rohstoffe im Sinne von Art. 5 abschlieBend
auflistet - explizit auch Nukleartechnologien als fôrderfàhige „Net Zéro"
Technologien einstuft. Konkret betrifft dies die Kategorien:

• Technologies de l'énergie nucléaire de fission (Centrales de fission nucléaire,
inkl. Éléments combustibles, Cuves de réacteurs, Turbines à vapeur d'eau,
Générateurs de vapeur u.a.) ;

• Technologies du cycle du combustible nucléaire (Cycle du combustible
nucléaire, inkl. Centrifugeuses, Eau lourde, Systèmes de traitement du gaz u.a.);

• Autres technologies nucléaires (telles que les technologies de fusion
nucléaire).

Diese Kategorien sind zwar unmittelbar aus dem europâischen Rahmen übernommen
worden und somit keine Sonderregelung in Luxemburg. Aber: die EU lâsst den
Mitgliedsstaaten grundsâtzlich explizit Spielraum, welche Technologien sie national
tatsâchlich fôrdern wollen oder eben nicht.

Der luxemburgische Gesetzgeber ist durch die EU-Vorgabe keineswegs verpflichtet,
Nukleartechnologien in die nationale Fôrderkulisse aufzunehmen. Dies ist ihm gânzlich



freigestellt. Deshalb dràngt sich die Frage auf, warum sich in Luxemburg für diese
Vorgehensweise entschieden wurde!

Ebenso irritierend ist, dass dieser Fakt im ..Exposé des motifs" des Gesetzesentwurfs
dann „unter den Tisch" gekehrt wird. In diesem werden nur erneuerbare Technologien
(Solar, Wind, Wârmepumpen, Elektrolyseure für die Wasserstoffherstellung) erwâhnt.
Diese Technologien sind wichtig, um den industriellen Standort Luxemburgs
zukunftsfàhig zu machen und sind dementsprechend zu begrüBen.

Bereits die môglichen hohen Investitionen in Technologien zur Abspaltung und
Speicherung sowie Nutzung von CO2 kônnen aus Umweltsicht hinterfragt werden,
insbesondere wenn sie in Konkurrenz zur Finanzierung erneuerbarer Energien stehen.

Besonders problematisch ist aber, dass auch nukleare Technologien dennoch in den
Anhângen weiterhin angeführt werden.

Das stellt die Frage nach dem Sinn: Warum will die Luxemburger Regierung diese
Option offenhalten, wenn sie sich doch gegen Atomenergie positioniert? Wâre es
vorstellbar, dass sich auf Luxemburger Territorium Industrien aus diesem Bereich
ansiedeln würden? Oder will die Regierung nukleare Produktionskapazitâten im
Ausland mitfinanzieren?

Aile diese Szenarien sind âuBerst problematisch.

1. Widerspruch zur langjâhrigen energiepolitischen Grundausrichtung Luxemburgs

Luxemburg verfügt über keine eigene Atomkraft und hat sich nicht zuletzt als Ergebnis
jahrzehntelangem zivilgesellschaftlichem Engagements gegen das grenznahe
Kernkraftwerk Cattenom energiepolitisch klar als nuklearfreies Land positioniert. Die
nationale Klimastrategie (loi climat vom 15. Dezember 2020, PNEC) setzt konsequent
auf erneuerbare Energien, Energieeffizienz und Sektorenkopplung, nicht auf
Kernenergie.

Ein Gesetz, das - und sei es nur über eine technische Verweisliste - luxemburgische
Steuergelder für den Aufbau von Produktionskapazitâten für Reaktorbehâlter,
Brennelemente, Zentrifugen für die Urananreicherung oder andere nukleare
Zulieferketten zur Verfügung stellen kônnte, steht in offenem Widerspruch zu dieser
Grundhaltung. Es ist mit dem energiepolitischen Selbstverstândnis Luxemburgs nicht
vereinbar, dass ein Instrument, das explizit "zur Beschleunigung der Energiewende"
(Exposé des motifs) gedacht ist, zugleich die industrielle Basis der Atomkraft
mitfinanzieren kônnte, wohlwissend, dass Atomenergie extrem teuer ist und viele
Projekte von massiven Verzôgerungen betroffen sind.

2.Kernenergie ist keine „saubere“ bzw. „Net-Zero“Technologie im Sinne der
luxemburgischen Klimapolitik



Der Gesetzestitel und die Zielsetzung sprechen ausdrücklich von "technologies
propres" und einer "économie à zéro émission nette". Der Mouvement Ecologique
widerspricht der impliziten Gleichsetzung von Kernenergie mit „sauberen“
Technologien. Unabhângig von der CO2 - Bilanz des Stroms wirft Kernenergie ungelôste
Fragen der Endlagerung radioaktiver Abfàlle, der Prolifération, der
Versorgungssicherheit bei Uran sowie erheblicher Sicherheits- und Haftungsrisiken auf.
Diese Technologie in eine Liste einzureihen, die ansonsten Batterien, Solarmodule,
Windturbinen, Warmepumpen und Elektrolyseure umfasst sendet das falsche
politische Signal und setzt diese Technologien auf eine gleiche Ebene, obwohl die
Sicherheitsbedenken und môgliche Risiken ganz andere sind.

3. Falsche Nutzung begrenzter ôffentl icher Mittel  und eine Frage der Prioritàten

Die “Fiche financière", die dem Gesetzesentwurf angehângt ist, gibt eine Aufstellung
der nôtigen ôffentlichen Gelderfür bereits identifizierte Projekte sowie zusâtzliche
Finanzmittel für etwaige weitere Projekte. Festgelegt ist ein Gesamtvolumen von über
170 Millionen € bis 2034. Im Text wird angeführt, dass zusâtzliche Projekte eventuell
nicht gefôrdert werden kônnten, da die aktuell vorgesehenen Finanzmittel diese nicht
abdecken kônnten. Vor diesem Hintergrund ist es umso wichtiger, dass die verfügbaren
und knappen ôffentlichen Mittel ausschlieBlich echten Zukunftstechnologien der
Energiewende zugutekommen, statt potenziell mit Nuklearprojekten konkurrieren zu
müssen.

Selbst wenn die praktische Wahrscheinlichkeit gering sein sollte, dass ein
Unternehmen in Luxemburg konkret Antràge für nukleare Technologien bzw. die
Herstellung für solches Material  stellt,  hat die bloBe gesetzliche Verankerung
dieser Môglichkeit eine erhebliche symbolische Wirkung. Sie würde es Luxemburg
erschweren, sich international  und innerhalb der GroBregion (u.a. gegenüber
Frankreich im Kontext Cattenom) glaubwürdig als konsequent nuklearfreies Land
zu positionieren, das auf 100 % erneuerbare und dezentrale Energiesysteme setzt.

Fazit

Der Mouvement Ecologique unterstützt die Zielsetzung des Gesetzesentwurfs,
luxemburgische Investitionen in Produktionskapazitâten für die Energiewende zu
fôrdern. Erfordert jedoch mit Nachdruck, dass:

t
Kernenergie- und sonstige Nukleartechnologien (inkl. Fusion) explizit von
der Fôrderfâhigkeit nach Art. 5 und „Annexe 2“ ausgeschlossen werden;

- Die finanziellen Mittel  und poli t ische Aufmerksamkeit konsequent den
tatsàchlich erneuerbaren und energieeffizienten Technologien
zugutekommen.



Nur so bleibt das Gesetz seinem eigenen Anspruch treu, die Transition Luxemburgs zu
einer Wirtschaft mit Netto-Null-Emissionen auf Basis erneuerbarer Energien zu
unterstützen und gleichzeitig im Einklang mit der langjâhrigen, gesellschaftlich breit
getragenen nuklearkritischen Position des Landes zu bleiben.

20. Juli 2026


